
die Zeit zwischen Verkündung des 
Urteils und Eintritt der Rechtskraft 
nacht auf die zu verbüßende Strafe 
angerechnet wird.
Wird so verfahren, dann werden 
sicherlich Rechtsmittelverzichte kaum 
noch widerrufen werden.
Es ist jedoch verfehlt, einen Rechts­
mittelverzicht generell als unwirk­
sam anzusehen, wenn der Angeklagte 
nicht auch schriftlich über die Ein­
legung eines Rechtsmittels belehrt 
worden ist. Diese fehlerhafte Auffas­
sung wird verschiedentlich auf das 
Urteil des Stadtgerichts von Groß- 
Berlin vom 26. April 1963 — 102 d 
BSB 35/63 - (NJ 1963 S. 410) gestützt. 
Dabei wird jedoch übersehen, daß in 
dieser Entscheidung besondere Um­
stände Vorgelegen haben, die zu der 
Annahme führten, daß der Rechts­
mittelverzicht unwirksam war.
In einer nicht veröffentlichten Ent­
scheidung geht der la-Strafsenat des 
Obersten Gerichts gleichfalls davon 
aus, daß glaubhafte Umstande dafür 
vorliegen müssen, daß gerade das 
Fehlen der zusätzlichen schriftlichen 
Belehrung den nicht der wahren Ab­
sicht entsprechenden Rechtsmittel­
verzicht veranlaßt hat Außerdem 
wird davon ausgegangen, daß ein mit 
dem Fehlen der schriftlichen Beleh­
rung begründeter Widerruf eines 
Rechtsmittelverzichts grundsätzlich 
nur dann beachtlich ist, wenn er in­
nerhalb der Berufungsfrist erklärt 
worden ist. Diese Beschränkung er­
scheint geboten, damit der Ange­
klagte nicht noch nach beliebiger Zeit 
seinen Verzicht widerrufen und 
damit die Rechtskraft des Urteils auf 
lange Zeit in Frage stellen kann. 
Unseres Erachtens ist aber auch der 
Rechtssatz, der der bereits genannten 
Entscheidung des Stadtgerichts 
vorangestellt ist, zu eng. Nach ihm 
soll nur der Rechtsmittelverzicht un­
wirksam sein, der unmittelbar nach 
der Urteilsverkündung erklärt wor­
den ist. Es sind durchaus auch Fälle 
denkbar, in denen der Angeklagte 
erst nach einigen Tagen Rechtsmit- 
telverzdcht erklärt, ohne sich der Be­
deutung einer solchen Erklärung voll 
bewußt ziu sein. Auch in diesen Fäl­
len ist genau ziu prüfen, auf welchen 
Umständen der Widerruf beruht und 
ob er beachtlich ist. Das ist vor allem 
deshalb notwendig, weil es — wenn 
auch seilten — doch immer noch vor­
kommt, daß Angeklagte trotz münd­
licher und ggf. auch schriftlicher Be­
lehrung irrtümlich angenommen ha­
ben, sie könnten in der Rechtsmittel­
verhandlung höher bestraft werden. 
Es gab auch Fälle, in denen den An­
geklagten noch während der Rechts- 
mittelMst solche Hinweise von 
rechtsunkundigen Personen gegeben 
worden waren. Deshalb können der­
artige Auffassungen bis zum Ablauf 
der Rechtsmittelfrist für den Rechts­
mittelverzicht bestimmend sein. Es 
ist deshalb noswendig, sowohl in der 
mündlichen als auch in der schrift­
lichen Belehrung auf das Verbot der 
Straferhöhung hinzuweisen. Dement­
sprechend sollte auch das von den 
Gerichten für die schriftliche Beleh­
rung verwendete Merkblatt ergänzt 
werden.

Dagegen könnte auf den im Merk­
blatt enthaltenen Hinweis verzichtet 
.werden, daß das Rechtsmittel auf 
„Kosten“ des Angeklagten zuirückge- 
wiesen werden kann. Das kann den 
Eindruck erwecken, als ob der Ange­
klagte mit einer erheblichen finan-

Vollstreckung in das 
der Ehegatten

Im Beschluß des Präsidiums des 
Obersten Gerichts vom 18. Mai 1966 —
I Pr 112 — 5/66 — zur einheitlichen 
Anwendung der FVerfiO (NJ 1966 
S. 411 f.) ist in Zif£. 9 ausgesprochen 
worden, daß es bei der Vollstreckung 
in das gemeinschaftliche Eigentum 
oder Vermögen der Ehegatten, wenn 
das persönliche Eigentum und Ver­
mögen des Schuldners nicht ausreicht 
(§ 16 Abs. 1 FGB und § 37 FVerfO), 
für deren Zulässigkeit keiner beson­
deren Vollsitreckungsklausel bedarf. 
Damit ist klargestellt, daß dann, 
wenn hinsichtlich des Schuldners die 
Voraussetzungen des § 750 ZPO er­
füllt sind, weitere Voraussetzungen 
bei einer Vollstreckung in das ge­
meinschaftliche Vermögen der Ehe­
gatten nicht erforderlich sind. Die 
Entscheidung darüber, ob überhaupt 
und wann in das gemeinschaftliche 
Vermögen vollstreckt werden kann, 
ist deshalb unter Beachtung der §§ 16 
Abs. 1 FGB, 37 FVerfO bei der Mo­
biliarvollstreckung vom Gerichtsvoll­
zieher, sonst vom Sekretär zu tref­
fen. Dabei muß geklärt werden,
— ob es sich um eine Unterhaltsver­

pflichtung oder um eine während 
der Ehe entstandene Verbindlich­
keit handelt und

— ob das persönliche Eigentum und 
Vermögen des Schuldners zur Be­
friedigung des Gläubigers nicht 
ausreicht.

Nur wenn dies zu bejahen ist, darf 
in das gemeinschaftliche Vermögen 
vollstreckt werden. Verneint das 
Vollstreckungsorgan auch nur eine 
dieser Voraussetzungen, so muß es — 
nachdem es zuvor dem Gläubiger Ge­
legenheit zur Stellungnahme gegeben 
hat — die Vollstreckung ablehnen.
Die Ablehnung berührt die Rechte 
des Gläubigers. Damit ergibt sich die 
Frage, auf welche Weise er die Ent­
scheidung des Sekretärs oder des Ge­
richtsvollziehers anfechten kann. 
Nach § 766 ZPO steht ihm das Recht 
zu, Erinnerung einzulegen und damit 
die Entscheidung des Vorsitzenden 
der Familienrechtskammer herbedzu- 
führen (§ 29 Abs. 3 AnglVO). Gegen 
dessen Beschluß ist gemäß § 793 ZPO 
die sofortige Beschwerde zulässig.
Die gleichen Rechtsbehelfe und 
Rechtsmittel stehen dem anderen 
Ehegatten neben dem Widerspruch 
gemäß §§ 16 Abs. 2 FGB, 38 Abs. 1 
FVerfO zu, wenn er der Auffassung 
ist, die Voraussetzungen für eine 
Vollstreckung in das gemeinschaft­
liche Vermögen seien fälschlich be­
jaht worden.
Die Erinnerung gemäß § 766 ZPO ist
— anders als die nach § 34 AnglVO — 
rächt befristet. Das wird vor allem 
dann praktisch, wenn sich erst in der

ziehen Belastung zu rechnen hat, 
wenn sein Rechtsmittel ohne Erfolg 
bleibt, und dazu führen, daß er Eillein 
deshalb van der Berufung Abstand 
nimmt.
Dt. HELMUT KEIL und HORST SCHILDE, 
Richter am Obersten Gericht

gemeinschaftliche Vermögen

Widerspruchsverhandlung heraus­
stellt, daß der andere Ehegatte ins­
besondere geltend machen wollte, die 
Voraussetzungen für die Haftung des 
gemeinschaftlichen Vermögens seien 
nicht erfüllt. In diesem Fall ist die 
Entscheidung über den Widerspruch 
auszusetzen und — nach Entgegen­
nahme der Erinnerung — zunächst 
eine rechtskräftige Entscheidung über 
diese herbeizuführen. Unter Umstän­
den kann sich auch ergeben, daß der 
andere Ehegatte überhaupt nur die 
Vollstreckung in das gemeinschaft­
liche Vermögen anfechten wollte und 
seinen Rechtsbehelf lediglich fälsch­
lich als Widerspruch bezeichnet hat.
§ 37 Abs. 2 FVerfO stellt die gesetz­
liche Vermutung auf, daß Gegen­
stände, die der gemeinsamen Lebens­
führung dienen, gemeinschaftliches 
Eigentum der Ehegatten sind. Diese 
gesetzliche Vermutung entspricht je­
doch nicht immer der tatsächlichen 
Rechtslage. So ist es z. B. nicht selten, 
daß auch in die Ehe eingebrachte Ge­
genstände des anderen Ehegatten, die 
gemäß § 13 Abs. 2 FGB Alledneigen- 
tum bleiben, der gemeinschaftlichen 
Lebensführung dienen. In diesen Fäl­
len muß der andere Ehegatte, wenn 
der Gläubiger die Gegenstände nicht 
freigeben will, gemäß § 771 ZPO 
Klage gegen ihn erheben. Ist Wi­
derspruch eingelegt worden, so muß 
die Entscheidung über diesen bis zum 
rechtskräftigen Abschluß des Prozes­
ses ausgesetzt werden, sofern nicht 
auch Gegenstände oder Forderungen 
gepfändet wurden, die zum gemein­
schaftlichen Vermögen der Ehegatten 
gehören.
Der andere Ehegatte ist nicht Schuld­
ner der der Vollstreckung zugrunde 
liegenden Forderung. Dennoch haftet
— sofern er nicht von der Möglich­
keit der Aufhebung der Vermögens- 
gemeimschaft Gebrauch macht (§ 16 
Abs. 3 oder § 39 FGB) — das ihm 
und seinem Ehegatten bzw. ehema­
ligen Ehegatten gehörende gemein­
schaftliche Vermögen für die Forde­
rung (vgl. auch § 40 FVerfO). Seine 
Lage unterscheidet sich nur dadurch 
von der des Vollstreckungsschuldners, 
daß nicht sein gesamtes Vermögen 
der Vollstreckung unterliegt.
Damit ergibt sich die Frage, ob ihm
— neben den oben behandelten Mög­
lichkeiten — auch die Rechte zuste­
hen, die die ZPO, das ZVG und andere 
Bestimmungen dem Vollstreckungs­
schuldner ednräumen. Die Frage ist 
zu bejahen. Eine andere Auffassung 
würde dazu führen, daß der Ehegatte 
des Schuldners in gewisser Bezie­
hung schlechtergestellt wäre als der 
Schuldner selbst. Dieses Ergebnis 
stünde im Gegensatz zum Anliegen
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